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10 Jahre Strafvollzugsgesetz - Kriminalpolitische Bestandsaufnahme 
und Perspektiven 


Der offenkundige Erfolg des Strafvollzugsgesetzes ist die Form r in 
welche die Regelungen gegossen sind: die des Gesetzes. Nach 
100 Jahren parlamentarischer Bemühungen gelang es 1976, den 
Vollzug der Freiheitsstrafe gesetzlich zu regeln und rechtsstaat- 
lichen Ansprüchen formal zu genügen. Der offenkundige Miß- 
erfolg des Strafvollzugsgesetzes ist in der bipolaren Zielsetzung 
begründet, die durch die Regelungen verwirklicht werden soll. 
Als Vollzugsziel bestimmt § 2 des Gesetzes die Befähigung des 
Gefangenen, „künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne 
Straftaten zu führen". Anders als das gleichfalls in § 2 angespro- 
chene Sicherangsziel, anders auch als die Übelzufügung, die dem 
Freiheitsentzug unabhängig von allen gesetzlichen Gestaltungs- 
maximen eigen ist, weist die Verwirklichung des Resoziali- 
sierangszieles über die Grenzen des Strafvollzugs hinaus. Es reali- 
siert sich erst jenseits der Anstaltsmauern und erst nach Abschluß 
des Freiheitsentzuges. Stellt man das Vollzugsziel nur einigen 
wesentlichen Strakturmerkmalen des Gefängnisses gegenüber, 
so wird deutlich, daß es nur gegen das Gefängnis durchzusetzen 
ist. Das Vollzugsziel erreicht nur, wer sich resistent gegenüber 
dem Vollzug erweist. 

Im Strafvollzugsgesetz wird der Widerspruch zwischen der schä- 
digenden Wirkung des Freiheitsentzuges und der angestrebten 
fördernden Gestaltung des Strafvollzuges in § 3 offen angespro- 
chen. Als - wichtigste, so die Kommentierung — Gestaltungs- 
maxime wird der Justizverwaltung und dem Anstaltspersonal auf- 
geben, schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs entgegenzuwir- 
ken. Der Entgegenwirkungsgrundsatz kann nur bedeuten, auf 
rasche Entlassung des Gefangenen hinzuwirken, verbunden mit 
einer Politik, die vor den schädlichen Folgen der Freiheitsstrafe 
warnt. 

Wenn die Praktikerfeststellung von der „Pathogenie des Strafvoll- 
zugs" (Mechler*) zutrifft, dann ist die Voraussetzung für die in § 2 


*) Mechler s. Psychatrie des Strafvollzuges, Stuttgart, New York 1981 



Drucksache 11/1202 Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


StVollzG angesprochene Befähigung der Verzicht auf eine Inhaf- 
tierung, dann ist Voraussetzung für die Suche nach einer dem 
Vollzugsziel adäquaten Sanktionsform die Abschaffung des Straf- 
vollzugs. Solange der Strafvollzug fortbesteht, kann als realitäts- 
gerechtes Ziel nur formuliert werden, die schädigenden Wirkun-. 
gen des Freiheitsentzuges und ihre Folgen abzumildem, die schä- 
digenden Wirkungen aber mit dem Eingeständnis ihrer Unab- 
wendbarkeit zugleich zum Angelpunkt einer Kriminalpolitik zu 
machen, die die Freiheitsstrafe zur sanktionspolitischen Aus- 
nahme erklärt, für die keine positive Rechtfertigung verbleibt. 

Wir fragen die Bundesregierung : 

1. Entstehung und Wirkung des Strafvollzugsgesetzes. 

Eine Geschichte scheiternder Ansprüche 

1.1 Das Strafvollzugsgesetz als Teil symbolischer 
Gesetzgebung 

1. Das Strafvollzugsgesetz (StVollzG) verpflichtet den Gesetz- 
geber, bis zum 31. Dezember 1985 darüber zu entscheiden, 
durch welche Maßnahmen und in welcher Frist der offene 
Vollzug zur Regelvollzugsform gemacht werden kann. Die 
Bundesregierung hat (Drucksache 7/3989) eine entspre- 
chende Initiative ab gelehnt. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Rechtmäßigkeit einer 
Regelung, nach der eine Ermessensentscheidung über die 
Unterbringung im offenen Vollzug nach § 10 StVollzG 
dadurch unmöglich gemacht wird, daß für alle vor 1977 
gebauten Anstalten diese Bestimmung außer Kraft gesetzt 
bleibt? 

2. Wie rechtfertigt die Bundesregierung den Rechtsbruch, daß 
nach § 200 Abs. 2 StVollzG bis zum 31. Dezember 1980 über 
eine Erhöhung des Arbeitsentgelts hätte befunden werden 
müssen, ohne daß die Bundesregierung ihrer Pflicht 
nachkam? 

3. Die Bundesregierung vertritt die Rechtsauffassung, § 200 
Abs. 2 StVollzG könne keine rechtlichen Wirkungen entfalten 
(Drucksache 11/717). 

Wie begründet die Bundesregierung diese Rechtsauffassung, 
und in welchem Verhältnis steht diese Rechtsauffassung zu 
der Frage der Glaubwürdigkeit staatlicher Selbstbindung? 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion DIE 
GRÜNEN, daß die jährlichen Kosten für eine Anhebung des 
Arbeitsentgelts von 5 % auf 10 % der Bemessungsgrundlage 
in Höhe von ca. 60 Mio. DM und in Höhe von ca. 300 Mio. DM 
für die Einbeziehung der Gefangenen in die gesetzliche Kran- 
ken- und Rentenversicherung gering erscheinen müssen in 
Anbetracht der für 1990 in Aussicht genommenen Steuersen- 
kung in Milliardenhöhe? 

5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion DIE 
GRÜNEN, daß unter dem weiteren Gesichtspunkt der 
„ersparten Aufwendungen" (günstigere Wiedereingliede- 
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rungschancen und damit Verringerung der RückfaUkriminali- 
tät) eine wesentlich großzügigere Anhebung des Arbeitsent- 
gelts angezeigt wäre? 

Ein Orientierungspunkt in diesem Zusammenhang könnte 
der Regierungsentwurf zum StVollzG bilden, nach dem noch 
mindestens 75% eines „nach den §§ 149 bis 152 Reichsver- 
sicherungsordnung festzusetzenden(s) Entgelts gewöhnlicher 
Tagearbeiter" vorgesehen war (Drucksache 7/918, S. 68). 

f 

6. Die Bundesregierung beschäftigt sich nach ihrem eigenen 
Vortrag vorrangig mit der „Einbeziehung der Gefangenen in 
die Sozialversicherung" (Drucksache 10/1351). 

Welche konkreten Überlegungen und welche Schritte zur 
Umsetzung dieser Pläne sind durch die Bundesregierung bis 
jetzt in die Wege geleitet worden, und in welcher Weise 
gedenkt die Bundesregierung auf die Länder einzuwirken, 
um ihre politischen Intentionen durchzusetzen? 

7. Hat der Bundesminister der Justiz eine Rechtsverordnung 
entworfen und dafür die Zustimmung des Bundesrates 
gesucht, die Näheres über den Luftinhalt, die Lüftung, die 
Boden- und Fensterfläche sowie die Heizung und Einrichtung 
der Räume bestimmt, wie dies § 144 StVollzG vorsieht und die 
der Angleichungsgrundsatz (§ 3) fordert, welchen Inhalt hat 
gegebenenfalls der Rechts Verordnungsentwurf, und welches 
weitere Verfahren ist beabsichtigt? 

8. Für wie viele Gefangene stehen in den Bundesländern jeweils 
Einrichtungen für die Entlassung zur Verfügung (§ 147 
StVollzG) und hält die Bundesregierung diese Ausstattung für 
befriedigend? 

1.2 Überformung der Gesetzesinhalte durch 
Verwaltungsvorschriften 

9. Teüt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion DIE 
GRÜNEN, daß im Hinblick auf die Bewahrung der Vollzugs- 
einheitlichkeit in der Bundesrepublik Deutschland Tenden- 
zen zu beklagen sind, die über die Einführung von länder- 
spezifischen verwaltungsrechtlichen Bestimmungen das 
StVollzG aushöhlen und konterkarieren? 

10. Welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, um 
die gesetzwidrige Umkehrung des Regel- Ausnahme-Verhält- 
nisses aus § 13 StVollzG durch die Verwaltungsvorschrift 
Nr. 4 Abs. 2 zu § 13 auszuschließen? 

11. Welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, um 
die nachträgliche Einführung der gesetzwidrigen 18-Monats- 
grenze durch die Verwaltungsvorschrift Nr. 4 Abs. 2a zu § 13 
aufzuheben? 

12. Mit Wirkung ab 1. März 1985 lautet in Baden- Württemberg 
die Allgemeine Verfügung bezüglich der Urlaubsgewährung 
folgendermaßen; 
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„Bei der Entscheidung über Urlaub ist insbesondere zu 
berücksichtigen, daß der Gewährung von Urlaub in einem 
frühen Vollzugsstadium die Schwere der Tatschuld des 
Gefangenen sowie die mit der Verhängung einer Freiheits- 
strafe verfolgten Zwecke entgegenstehen können" (AV 
4516— VI/11; Die Justiz 85, S. 119). 

Welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, um 
zu verhindern, daß entgegen dem ausdrücklichen Wortlaut 
des Strafvollzugsgesetzes in § 2 durch länderspezifische 
Allgemeine Verfügungen der Strafzweck der Schuldschwere 
als Entscheidungskriterium für die Urlaubsgewährung einge- 
führt wird? \ 

13. Teüt die Bundesregierung die Auffassung des Anstaltsleiters 
aus Bruchsal, der die wesentliche Wirkung der aus Behand- 
lungsgründen in das Strafvollzugsgesetz aufgenommenen 
Lockerungen in ihrer disziplinierenden Wirkung sieht, wenn 
er in der Zeitschrift „Der Kriminalist" (1987, 67) schreibt: . . 
zu dieser Befriedigung des Strafvollzugs hat auch, ja vielleicht 
insbesondere, die Lockerungspraxis beigetragen. Lockerun- 
gen sind das Attraktivste, was der Vollzug anzubieten hat"? 

14. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der abschließend ge- 
regelte Disziplinarkatalog des § 103 StVollzG durch länder- 
eigene Allgemeine Verfügungen - z.B. Sammlung AV der 
Justizbehörde Hamburg zu §§ 13 - in unzulässiger Weise 
erweitert wird, und was gedenkt die Bundesregierung gege- 
benenfalls dagegen zu tun? 

15. Von den Länderjustizverwaltungen wird eine Verschärfung 
des Katalogs der Disziplinarmaßnahmen aus § 103 StVollzG 
„vertraulich" im Strafvollzugsausschuß der Justizminister- 
konferenz diskutiert. 

Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang? Hält die Bundesregierung insbesondere 
eine Verschärfung des Maßnahmenkataloges des § 103 
StVollzG für notwendig, wenn ja, welche empirischen Ergeb- 
nisse der Rechtstatsachenforschung können für eine solche 
Verschärfung herangeführt werden und welche Bereiche des 
§ 103 StVollzG sollen verschärft werden? Welche Position 
vertritt die Bundesregierung gegenüber den Bestrebungen 
der Bundesländer Bayern, Berlin, Rheinland-Pfalz und Schles- 
wig-Holstein, das Prinzip der Vergeltung (Schuldausgleich) 
zu einem Kriterium der Entscheidungen über Lockerungen 
bzw. zu einer Zielsetzung des Strafvollzugs insgesamt („Ein- 
sicht des Gefangenen in seine Schuld") gesetzlich festzu- 
schreiben? 

16. Plant die Bundesregierung gegebenenfalls durch eine Geset- 
zesnovellierung das Strafvollzugsgesetz in der Weise zu präzi- 
sieren, daß eine Heranziehung von allgemeinen Strafzwek- 
ken für vollzugliche Entscheidungen zukünftig ausgeschlos- 
sen wird? 
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2. Der Strafvollzug im Sicherheitsstaat: Nicht nur das 
Strafvollzugsgesetz steuert den Strafvollzug 

2.1 Langstrafenvollzug 

17. Die überproportionale Zunahme langer Freiheitsstrafen, die 
nach wie vor anhält, war die wesentliche Ursache für die 
Überlegung, die der Strafvollzug Ende der 70er und Anfang 
der 80er Jahre erlebt hat. Der zwischenzeitlich erfolgte Rück- 
gang in der Strafvollzugsbelegung hat allein mit Veränderun- 
gen im Bevölkerungsaufbau zu tun. Die Belegungsabnahme 
zeigt daher keineswegs eine Kriminalpolitik an, die auf eine 
Zurückdrängung freiheitsentziehender Sanktionen gerichtet 
ist. 

Welche Konsequenzen beabsichtigt die Bundesregierung aus 
der Tatsache zu ziehen, daß die Bundesrepublik Deutschland 
mit 92,2 Gefangenen je 100000 Einwohnern eine der höch- 
sten Gefangenenraten in Europa aufweist? 

18. Sieht die Bundesregierung in den erheblich niedrigeren Haft- 
raten der Nachbarländer wie die Niederlande oder Däne- 
mark, Belgien, Frankreich und der Schweiz einen Anlaß, 
durch gesetzgeberische Maßnahmen den Gebrauch von Frei- 
heitsentzug einzuschränken? 

19. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Voraussetzungen für 
die Anordnung von Untersuchungshaft zu verschärfen? 

20. Plant die Bundesregierung Strafgesetzänderungen, durch die 
der Gebrauch von Freiheitsentzug eingeschränkt oder erwei- 
tert wird, über die Einführung von Artikel 13 EGStGB, § 47 
StGB und die Streichung von § 48 StGB hinaus? 

21. Die zweimalige und zuletzt (1981) drastische Ausweitung der 
Strafrahmen im Zuge der Novellierung des Betäubungsmittel- 
gesetzes hat zu einem dramatischen Anstieg langer Freiheits- 
strafen gegenüber Drogentätem geführt. 

Mit welchen Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung 
der Langstrafenzunahme unter dem Einfluß des Betäubungs- 
mittelgesetzes entgegenzuwirken, die beispielsweise den 
Anteü der zwei- bis fünfjährigen Freiheitsstrafen an allen 
unbedingten Freiheitsstrafen gegenüber Drogenstraftätern 
von 6,3 % im Jahre 1971 (N = 13) auf 35 % im Jahre 1985 (N = 
1 190) hat anwachsen lassen? 

22. Teilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die 
Äußerungen des damaligen Bundesfamilienministers Dr. 
Geißler in seiner Hauspostille: „Im Bereich der schweren 
Rauschgiftkriminalität wurden, wie vom Gesetzgeber beab- 
sichtigt, höhere Strafen verhängt . . . " (Informationen des Bun- 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit, Nr. 1, 
2. Februar 1984, S. 9), und falls ja, werden mit diesen „höhe- 
ren Strafen" nach Auffassung der Bundesregierung wirklich 
die Händler großer Mengen Rauschgift belegt oder sind hier- 
von vorrangig Drogenabhängige betroffen, die zur Finanzie- 
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rung des eigenen Bedarfs gelegentlich kleinere Mengen Dro- 
gen veräußern? 

23. Auch das Strafvollzugsgesetz selbst steht in der Logik einer 
Politik, die ihre Kurzstrafenkritik in den Dienst der Langstrafe 
gestellt hat. Es pflegt das Trugbild von der Machbarkeit der 
stationären Zwangsbehandlung. Im Verein mit den Werbe- 
maßnahmen, die vom Bund wie von den Ländern für einen 
vermeintlich behandlungsfreundlichen Strafvollzug betrieben 
werden, sind Strafrichter dazu animiert worden, die angeprie- 
senen Behandlungsangebote durch lange Freiheitsstrafen zu 
nutzen. Im Bereich des erzieherischen besonders stark moti- 
vierten Jugendstrafrechts gibt es die Beobachtung, daß nach 
Neugründungen von jeweils als besonders modern und reso- 
ziahsierungsfreundlich geltenden Jugendstrafanstalten (etwa 
Heinsberg, Adelsheim, Hameln) diese in den Folgejahren 
überdurchschnittliche Einweisungsraten aufwiesen. 

Beabsichtigt die Bundesregierung darauf hinzuwirken, daß 
die Landesjustizverwaltungen auf Werbemaßnahmen für 
Behandlungsangenbote insbesondere nach Anstaltsneugrün- 
dungen verzichten, um dem beobachteten Sogeffekt zu ent- 
gehen? 

24. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Schließung von Straf- 
anstalten in der Folge des Einweisungsrückganges aufgrund 
der demographischen Entwicklung bei den Bundesländern 
anzuregen, um einem Sogeffekt oder einem Festhalteeffekt 
(weniger Reststrafenaussetzungen) bei leerstehenden Zellen 
zu entgehen? 

25. Nach einer Umfrage des Frankfurter Instituts für Sozialarbeit 
und Sozialpädagogik vom September 1982 zielten die damals 
bekannten Neubaupläne der Landesjustizverwaltungen auf 
die Schaffung von 10 389 Haftplätzen mit einem Gesamt- 
kostenaufwand von 1,9 Mrd. DM. Dabei ersetzen die Neubau- 
ten nur zum Teü Altanstalten. Entgegen der sich bereits 
abzeichnenden Belegungsrückgänge durch die demographi- 
sche Entwicklung wird offenbar nach wie vor auf Kapazitäts- 
erweiterung des schärfsten Mittels strafrechtlicher Sozialkon- 
trolle gesetzt. 

Wie viele dieser Haftplätze wurden inzwischen durch Neu- 
oder Umbauten realisiert, und wie verteüt sich ihre Zahl auf 
den geschlossenen und den offenen Vollzug? 

26. Die Kurzstrafenvermeidungspolitik der Strafrechtsreform von 
1969 war begleitet von einer Politik, die lange Freiheitsstrafen 
empfohlen hat. Gegenüber der kurzen Freiheitsstrafe wurde 
seinerzeit zutreffend vorgetragen, sie sei nutzlos und schäd- 
lich. Schädlich sei die kurze Freiheitsstrafe für den Bestraften 
und für die Institution Strafvollzug. Der Täter werde seiner 
sozialen Bindungen beraubt, es drohe kriminelle Ansteckung 
während des Gefängnisaufenthaltes etc. Ferner sei die kurze 
Freiheitsstrafe schädlich für den Strafvollzug, der unter der 
hohen Fluktuation, unter Massenbetrieb, ständiger Unruhe 
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etc. zu leiden habe. An diese kritische Position gegenüber der 
kurzen Freiheitsstrafe, die zutreffend auf Prisonisierungs- und 
Entsozialisierungseffekte verweist, schloß sich in aller Regel 
ein unumwundenes Votum für die lange Freiheitsstrafe an. 

Teüt die Bundesregierung diese Auffassung und begrüßt sie 
dementsprechend den Abbau der kurzen zugunsten der lan- 
gen Inhaftierungszeiten, und wenn nein, welche (gegebenen- 
falls materiellrechtlichen) -Gegenmaßnahmen beabsichtigt die 
Bundesregierung, um dem Langstrafenzuwachs entgegenzu- 
wirken? 

2.2 Sicherheitsvollzug 

27. In welcher Zahl sind in den einzelnen Bundesländern jeweüs 
Zellen oder Zellenkomplexe eingerichtet worden, die der 
Absonderung Gefangener von anderen Gefangenen (gemäß 
§ 88 Abs. 2 Nr. 3 StVollzG) dienen? 

28. Wie viele Gefangene sind im Jahresdurchschnitt (bzw. am 
jährlichen Stichtag der Zählung) abgesondert untergebracht? 

29. Die Gefängnisse werden als Mittel der dauerhaften Ausgren- 
zung genutzt. So hat die strafrechtliche Verarbeitung politisch 
motivierter Gewalttaten („Terrorismus") den ersten Bauboom 
im Strafvollzug ausgelöst und den Strafvollzug als Hoch- 
sicherheitswerkzeug markiert. Da die Zahl der politisch moti- 
vierten Straftäter im Vollzug bei weitem hinter den Erwartun- 
gen zurückblieb, werden die besonders gesicherten Haft- 
plätze inzwischen auch für die übrigen Gefangenen genutzt. 

Wie viele besonders gesicherte Hafträume sind seit 1977 neu 
eingerichtet worden? 

30. Wie verteilen sich die besonders gesicherten Hafträume über 
die Bundesländer? 

31. In welchen Justizvollzugsanstalten bestehen Abteüungen mit 
besonders gesicherten Hafträumen (sogenannte Hochsicher- 
heitsabteilungen) ? 

32. Wie hoch sind die Investitionskosten für die seit 1977 neu 
errichteten oder entsprechend ausgestatteten besonders ge- 
sicherten Hafträume und die zugehörigen Sicherungsmittel? 

33. Nach welchem Länderschlüssel werden Gefangene mit einem 
erhöhten Sicherungsbedarf auf die Bundesländer verteilt? 

34. Gibt es diesem Länderschlüssel für Gefangene, die wegen 
politisch motivierter Straftaten verurteilt wurden und einen 
erhöhten Sicherungsbedarf verkörpern, einen gesonderten 
Verteüungsschlüssel, und welche Verteilung über die Justiz- 
vollzugsanstalten der Bundesländer ist zur Unterbringung 
dieser Gefangenen vorgesehen? 

35. In welchem Umfang werden Zellen in besonders gesicherten 
Abteüungen einzelner Vollzugsanstalten für Gefangene ge- 
nutzt, die einen erhöhten Sicherungsbedarf darstellen, jedoch 
nicht wegen politisch motivierter Straftaten verurteüt 
wurden? 
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36. In welchen Anstalten wurden aus Sicherheitsgründen Trenn- 
scheiben in Besuchsräümen installiert, und werden in den 
Anstalten, die Trennscheiben in den Besuchsräumen instal- 
liert haben, die Besuchsräume auch von Gefangenen genutzt, 
die keinen besonderen Sicherungsbedarf verkörpern? 

2.3 F rauenstraf Vollzug 

37. Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Frauenstrafvollzug 
die Ziele des Strafvollzugsgesetzes am wenigsten verwirklicht 
sind? 

38. Wie viele Haftplätze stehen für Frauen im offenen Vollzug zur 
Verfügung, hält die Bundesregierung diese Zahl für angemes- 
sen oder teilt sie die Auffassung von Frau Dr. Einsele, daß 
angesichts des geringeren Sicherheitsrisikos, das verurteilte 
Frauen darstellen, überwiegend eine Unterbringung im offe- 
nen Vollzug erfolgen könnte? 

39. Welche Ausbildungs-, Umschulungs- und Arbeitsmöglichkei- 
ten bestehen im Frauenstrafvollzug? Hält die Bundesregie- 
rung die an der traditionellen Frauenrolle ausgerichteten 
Tätigkeiten in Wäscherei, Schneiderei, Plätterei, Näherei und 
Gärtnerei für qualifizierend, um nach Entlassung selbständig 
den Lebensunterhalt zu sichern, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung in Zukunft vor, um gefangenen 
Frauen durch Nutzung des Arbeitsförderungsgesetzes zu 
arbeitsmarktgerechten Berufsausbüdungen zu verhelfen? 

40. Wie beurteüt die Bundesregierung vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher Altersgrenzen für Männer und Frauen hin- 
sichtlich des Altersruhegelds (§ 1248 RVO) die Tatsache, daß 
§ 41 StVollzG unterschiedslos eine Arbeitspflicht bis zum 
65. Lebensjahr vorsieht? 

41. Welche Einrichtungen und Regelungen bestehen, um für 
Mütter die Aufrechterhaltung der Beziehung zu ihren Kindern 
zu gewährleisten? Ist der Bundesregierung bekannt, daß Mut- 
ter-Kind-Stationen in Gefängnissen durch Stigmatisierungs- 
und Prisönierungseffekte die Kinder langfristig schädigen 
können? Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch 
bundeseinheitliche Regelungen über Haftunterbrechung (bei 
Kindern bis zu sechs Jahren) und Haushaltsfreigang (bei 
schulpflichtigen Kindern) insbesondere für alleinerziehende 
Mütter Folgeschäden der Haft auf die Entwicklung der Kinder 
verhindert werden können, und wird die Bundesregierung in 
dieser Hinsicht tätig werden? 

2.4 Lebenslange Freiheitsstrafe 

42. In wie vielen Fällen wurde seit Inkrafttreten von § 57 a StGB 
die Vollstreckung des Restes einer lebenslangen Freiheits- 
strafe zur Bewährung ausgesetzt, und wie verteüen sich die 
Aussetzungsentscheidungen auf die einzelnen Jahre? 

43. Welche Verbüßungszeiten lagen den einzelnen Entscheidun- 
gen zum Zeitpunkt der Reststrafenaussetzung zugrunde? 
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44. In wie vielen Fällen wurden Anträge von zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe Verurteilten auf Aussetzung des Strafrestes zur 
Bewährung abgelehnt? 

45. Wie oft wurde bei der Ablehnung eines Antrages auf Ausset- 
zung eines Strafrestes bei lebenslanger Freiheitsstrafe 

— auf nicht ausreichende Mindestbestrafungszeiten, 

— auf den Grund gemäß § 57 a Abs. 1 Nr. 2 StGB zurück- 
gegriffen, d.h. die „besondere Schwere der Schuld des 
Verurteilten", 

— auf Gründe gemäß § 57 a Abs. 1 Nr. 3 zurückgegriffen? 

46. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die in den Bun- 
desländern höchst unterschiedlichen Mindestverbüßungs- 
zeiten zu vereinheitlichen, die als Voraüssetzung für die 
Gewährung von Lockerungen bei zu lebenslanger Freiheits- 
strafe verurteilten Gefangenen fungieren (Teilnahme von 
Lebenslänglichen an Gruppenwanderungen in Baden-Würt- 
temberg nach dreieinviertel Jahren; in Hessen Ausführung 
von Lebenslänglichen erst nach zehn Jahren Verbüßungs- 
zeit)? 

47. Welche Verbüßungszeiten lagen der Gewährung des ersten 
Urlaubs aus der Strafhaft bei Lebenslänglichen in den einzel- 
nen Bundesländern in den Jahren 1980, 1983 und 1986 durch- 
schnittlich zugrunde? 

48. Gemäß dem Urteil des BVerfG vom 21. Juni 1977 (BVerfGE 
45, S. 1987) gebietet es Artikel 1 GG, daß dem zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe Verurteilten die Chance erhalten wird, die 
Freiheit wieder zu erlangen, mit der einzigen Ausnahme, daß 
er weiterhin eine Gefahr für die Allgemeinheit darstellt. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß demnach die 
Aussetzungsentscheidung nur an die Sozialprognose, nicht 
aber an das hier systemwidrige Kriterium der Schuldschwere 
gebunden sein darf, und wenn nein, mit welchen Gründen 
rechtfertigt die Bundesregierung die gegenteilige Auffas- 
sung? 

49. In o. g. Entscheidung hat das BVerfG zwar festgestellt, daß die 
lebenslange Freiheitsstrafe unter Umständen wegen der 
Schwere der Schuld auch ein Leben lang vollstreckt werden 
könne, gleichzeitig aber dem Gesetzgeber uneingeschränkt 
den Weg offengehalten, sie abzuschaffen. Ein Vergleich mit 
Staaten des westlichen Auslandes zeigt, daß dort „lebens- 
länglich" erheblich kürzer ist als hier. So hatten in Großbri- 
tannien von 1962 bis 1972 87% aller entlassenen Mörder 
weniger als zehn Jahre verbüßt, während in der Bundesrepu- 
blik Deutschland von 703 Lebenslangen, die bis Mitte 73 nicht 
mehr im Vollzug waren, 126 in der Haft gestorben, die übri- 
gen nach im Durchschnitt 17,8 bis 20 Jahren entlassen worden 
waren. Untersuchungen kommen zu dem Ergebnis, daß der 
Vollzug von Freiheitsstrafe über den Zeitraum von 15, maxi- 
mal 20 Jahren hinaus nur noch persönlichkeitzerstörende 
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Wirkungen entfaltet und ein selbständiges und sinnvolles 
Leben in Freiheit nach der Entlassung verhindert. 

Beabsichtigt die Bundesregierung, auch längerfristig an der 
lebenslangen Freiheitsstrafe festzuhalten und plant sie 
gesetzgeberische Maßnahmen zur Abmilderung deren Voll- 
zuges? 

50. Hält die Bundesregierung an ihrer 1986 geäußerten Auffas- 
sung fest, eine Reform der Sicherungsverwahrung sei nicht 
erforderlich (vgl. Antwort auf eine Kleine Anfrage zur Siche- 
rungsverwahrung der Fraktion DIE GRÜNEN, Drucksache 
10/6285), obwohl diese Maßregel nach Auffassung der Frak- 
tion DIE GRÜNEN nur noch geringe praktische Bedeutung 
(SV-Inhaftierte 1965: 1430; 1986: 230), aber inhumane Konse- 
quenzen hat, die den Folgen der lebenslangen Freiheitsstrafe 
gleichkommen, und welche Änderungen „in Details“ (vgl. 
o.g. Antwort der Bundesregierung) etwa in Zusammenhang 
mit einer Novellierung der Vorschriften über die Führungs- 
aufsicht erarbeitet die Bundesregierung zur Zeit? 

* 

2.5 AIDS-infizierte Strafgefangene 

51. Gemäß den in Hessen auf freiwilliger Basis durchgeführten 
Reihenuntersuchungen (Untersuchungsquote: 90%) beträgt 
der Anteü der HlV-positiven Gefangenen an den untersuch- 
ten Gefangenen seit Anfang 1986 etwa 2,5 % . Damit ist für die 
Bundesrepublik Deutschland (ca. 60 000 Gefangene) von 
etwa 1500 HlV-positiven Gefangenen auszugehen (Herbst 
1986). 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in einigen Anstalten (so 
in der JVA Fulda) Gefangene im Zugang bis zu 35 Tage ab- 
gesondert werden, um unter anderem das Ergebnis des AIDS- 
Tests abzuwarten, obgleich bei normalen sozialen Kontakten 
keine Ansteckungsgefahr besteht und bei AIDS oft erst 
Monate nach der Infizierung Antikörper nachweisbar sind, 
und was gedenkt die Bundesregierung gegen Absonderungs- 
maßnahmen zu tun, die zum Zweck von Eingangsunter- 
suchungen vorgenommen werden? 

52. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Gefangene, die sich 
freiwilligen Testverfahren zur Ermittlung von HlV-Positiven 
nicht unterziehen (z.B. in der JVA Kassel), mit Maßnahmen 
wie Einzelunterbringung, Verweigerung von Umschluß oder 
der Drohung, mit AIDS-Infizierten zusammengelegt zu wer- 
den, massiv unter Druck gesetzt werden, und wie steht die 
Bundesregierung zu derartigen Druckmitteln, mit denen die 
Bereitschaft zu einem „freiwüligen“ AIDS-Test erwirkt wer- 
den soll? 

53. Welche Länderregelungen über die Unterbringung von AIDS- 
Virusträgem im Strafvollzug sind der Bundesregierung 
bekannt, und in welchen Regelungen wird die Einzelunter- 
bringung von AIDS-Infizierten angeordnet? Ist in den entspre- 
chenden Länder-Erlassen die gemeinsame Unterbringung mit 
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anderen HlV-positiven Gefangenen gestattet, von welchen 
Bedingungen ist sie gegebenenfalls abhängig, und wird der 
Umschluß HlV-positiver Gefangener mit nichtinfizierten 
Gefangenen gestattet, und gegebenenfalls unter welchen 
Voraussetzungen? 

54. Plant die Bundesregierung den Erlaß bundeseinheitlicher 
Vorschriften zur Regelung der Unterbringung HlV-positiver 
Gefangener im Strafvollzug, um die Gleichbehandlung dieser 
Gefangenengruppe zu gewährleisten, und welchen Inhalt hat 
der gegebenenfalls vorbereitete Erlaß? 

55. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die gesonderte 
Unterbringung in besonders gesicherten und vom übrigen 
Strafvollzug abgesonderten Hafträumen von Drogenstraf- 
tätern, AIDS-infizierten Gefangenen und von Gefangenen mit 
besonderem Sicherungsbedarf einer Wiedereinführung der 
Zuchthausstrafe gleichkommt, also auf diese Weise eine 
qualifizierte Form der Freiheitsstrafe auf dem Verwaltungs- 
wege eingeführt wird? 

56. Die Justizminister und -Senatoren haben auf ihrer Konferenz 
vom 16. bis 18. September 1987 in Mainz einstimmig be- 
schlossen, daß AIDS-Infektionen im Strafvollzug grundsätz- 
lich keine Veranlassung geben, Haftunterbrechung zu ge- 
währen. Lediglich Gnadenerweise werden in Einzelfällen in 
Erwägung gezogen. 

Teüt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die Auf- 
fassung der Fraktion DIE GRÜNEN, daß das der Voll- 
streckungsbehörde in § 455 StPO eingeräumte Ermessen, 
Gefangene, die an AIDS erkrankt sind vorübergehend aus der 
Haft zu entlassen, dahin gehend eingeschränkt werden muß, 
daß an AIDS erkrankte Gefangene angesichts der ohnehin 
geringen Heüungschancen und der besonderen krankheits- 
fördernden körperlichen und seeüschen Belastungen des 
Strafvollzuges zwingend zu entlassen sind? 

57. Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen Gefan- 
gene wegen einer AIDS-Infektion nach § 455 StPO oder aber 
im Gnadenwege vorübergehend oder endgültig entlassen 
worden sind? 

2.6 Drogengebrauch im Strafvollzug 

58. Fast jeder zehnte Strafgefangene verbüßt heute eine Frei- 
heitsstrafe aufgrund des Betäubungsmittelgesetzes (N = 
3 961, 1985). Dabei ist die vermutüch sehr viel größere Zahl 
derer gar nicht berücksichtigt, die wegen anderer Straftaten 
zu Freiheitsstrafe verurteüt worden sind, die jedoch als 
Begleitkriminalität zu gelten haben. Aus offiziellen Quellen 
weiß man ferner, daß beispielsweise im hessischen Strafvoll- 
zug etwa jeder vierte männüche Erwachsene, jeder dritte 
männliche Jugendliche und fast jede zweite Inhaftierte mit 
Drogenproblemen behaftet ist oder damit zu tun hatte (vgl. 
Landtagsdrucksache 10/1137, 28). 


Drucksache 11/1202 


11 



Drucksache 11/1202 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Wie hoch ist nach den Kenntnissen der Bundesregierung die 
Zahl der Drogenabhängigen und der gelegentlichen Drogen- 
gebraucher im Strafvollzug? 

59. Welche Erkenntnisse hegen vor über den Drogengebrauch 
durch Gefangene, die vor der Haft keine Drogen genommen 
haben? 

60. Die dem Gefangenen durch das Strafvollzugsgesetz gewähr- 
ten Rechte werden bei ihrer Anwendung auf drogenabängige 
Gefangene weiter geschmälert (s. hierzu die Sonderregelun- 
gen für Außenkontakte in den Verwaltungsvorschriften zum 
Strafvollzugsgesetz). Es wurde eine Binnendifferenzierung im 
Strafvollzug geschaffen, die isolierte Bereiche für drogenab- 
hängige Gefangene vorsieht. Die Isolierung der drogenab- 
hängigen Gefangenen von der Häfthngsgemeinschaft muß 
unter menschenrechtlichen Aspekten als problematisch er- 
scheinen. 

In welchen Justizvollzugsanstalten bestehen Sonderabteilun- 
gen zur gesonderten Unterbringung drogenabhängiger 
Gefangener, und wie hoch ist die Zahl der in Sonderabteilun- 
gen untergebrachten drogenabhängigen Gefangenen? 

61. Welche Mengen welcher Rauschmittel werden jährlich im 
Strafvollzug bei Razzien beziehungsweise Durchsuchungen 
entdeckt? 

62. Beabsichtigt die Bundesregierung dem Beispiel Nordrhein- 
Westfalens zu folgen und im Strafvollzug Polamidon (Metha- 
don) heroinabhängigen Strafgefangenen auszuhändigen, um 
diese von illegaler Beschaffung unabhängig zu machen und 
eine Therapie vorzubereiten? 

63. In welchem Umfang werden Medikamente, die zu den Psy- 
chopharmaka gerechnet werden, im Strafvollzug von Ärzten 
an Gefangene jährlich verabreicht (Zeitraum: 1977-1986), 
und wie viele Strafgefangene wurden im genannten Zeitraum 
jährlich mit Neuroleptika behandelt? 

64. Wie hoch hegt unter den Gefangenen, die Neuroleptika erhal- 
ten haben, der Anteil 

— der Erstbehandlung mit Neuroleptika bei Einverständnis 
der Strafgefangenen, 

— der Dauermedikation mit Neuroleptika bei Einverständnis 
der Strafgefangenen, 

— der einmaligen Zwangsbehandlung mit Neuroleptika, 

— der mehrmaligen Zwangsbehandlung mit Neuroleptika, 

— der Dauerbehandlung mit Neuroleptika ohne Einverständ- 
nis der betroffenen Strafgefangenen? 

65. Welche Anlässe lagen der zwangsweisen Behandlung von 
Gefangenen mit Neuroleptika zugrunde (insbesondere Hun- 
gerstreik, Selbstmordver dacht bzw. Selbstmordgefährdung 
oder gewalttätiges Verhalten gegenüber Personen oder 
Sachen)? 
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66. In wie vielen Fällen erfolgte die Verordnung der Neuroleptika 
durch Fachärzte der Psychiatrie und in wie vielen Fällen 
durch andere Ärzte? 


3. Verzicht auf Resozialisierungsmaßnahmen als 

Eingeständnis in das Scheitern des Behandlungsvollzuges? 

67. Ist die Bundesregierung darüber informiert, daß der Anglei- 
chungsgrundsatz in den Justizvollzugsanstalten der einzelnen 
Bundesländer sehr unterschiedlich verwirklicht wird, und 
kennt sie insbesondere Anstalten, in denen folgende Anglei- 
chungen existieren: 

1. eigene Fernseher in der Zelle, 

2. freier Zugang zum Telefon, 

3. Umlauf von Geld in der Anstalt, 

4. Ermöglichung sexueller Kontakte für Gefangene, die 
weder Ausgang noch Urlaub erhalten, 

5. medizinische Versorgung nach eigener Wahl, 

6. Verzicht auf Briefzensur, 

und falls ja, welche Anstalten sind dies? 

68. Will die Bundesregierung darauf hinwirken, daß positive 
Erfahrungen, die mit solchen Angleichungen gemacht wur- 
den, durch bundeseinheitliche Verwaltungsvorschriften 
allgemeingültig werden? 

69. Welche Erfahrungen sind mit Schuldenberatungen bei Gefan- 
genen gemacht worden, sind sie pflichtgemäßer Teil der Ent- 
lassungsvorbereitung, und hält die Bundesregierung es für 
erforderlich, daß die Schuldnerberatung und Entschuldungs- 
hüfe verstärkt wird (Sozialarbeiter, Resozialisierungsfonds)? 

70. Welche Erfahrungen wurden mit besonders familiennaher 
Haftunterbringung gemacht, und kann durch Dezentralisie- 
rung den schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges besser 
entgegengewirkt werden? 

71. Im Strafvollzug sind erkennbar Resozialisierungsmaßnahmen, 
die das Strafvollzugsgesetz vorsah, zurückgeschraubt oder 
aufgegeben worden. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der regel- 
mäßig zu beobachtende Verzicht der Anstalten auf die Abfas- 
sung von Vollzugsplänen, der Verzicht einzelner Bundeslän- 
der auf die Klassifizierung der Gefangenen hinsichtlich ihrer 
Sozialprognose (so in Baden- Württemberg seit 1982), ferner 
die vielfach zu beobachtende Verkürzung und Schematisie- 
rung der Einweisungsverfahren und schließlich der Verzicht 
der Bundesregierung auf die Einrichtung der „Sozialthera- 
pie" als eine Maßregel der Besserung und Sicherung darauf 
hindeuten, daß die Vollzugs Verwaltungen die Behandlungs- 
möglichkeiten, die das Strafvollzugsgesetz noch euphorisch 
sieht, nun wesentlich zurückhaltender beurteilen? 
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72. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion DIE 
GRÜNEN, daß ein soziales Trainingsfeld gemäß § 2 Strafvoll- 
zugsgesetz in den Rahmenbedingungen eines Gefängnisses 
nicht herstellbar ist, weil ein eklatanter - und durch die 
gegenwärtige Rechtsprechung der Vollstreckungsgerichte 
verschärfter - Zielwiderspruch zwischen dem zum Zweck des 
Schuldausgleichs angestrebten Strafübels und der Gewähr- 
leistung von Sicherheit auf der einen und der Re- Sozialisie- 
rung, der Wiedereingliederung des Straftäters, auf der ande- 
ren Seite besteht? 

Bonn, den 16, November 1987 

Frau Nickels 

Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 
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